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1. Politische Teilhabe 

 

 

a) 

Die Möglichkeit, sich am politischen, kulturellen und wirtschaftlichen Leben zu 
beteiligen und diese zu nutzen, stärkt das Gefühl von Zugehörigkeit und macht 
Engagement und Verantwortungsübernahme erst möglich. Werden Sie sich für 
ein Bundespartizipations- und Integrationsgesetz einsetzen? 

 

 

b) 

Etliche   Menschen   mit   Migrationsgeschichte   engagieren   sich   in   ihren 
Communities ehrenamtlich: In der Flüchtlingshilfe, im Bereich der Bildung von 
Kindern und Jugendlichen oder in vielfältigen Nachbarschaftsprojekten. 
Befürworten Sie die finanzielle Unterstützung migrantischer Organisationen? 

 

 

c) 

Menschen mit eigener bzw. familiärer Migrationsbiografie sind in politischen 
Parteien sowie in der öffentlichen Verwaltung massiv unterrepräsentiert. 
Befürworten bzw. planen Sie entsprechende Zielquoten in den 
Bundesbehörden bzw. für Ihre Partei? 

 
 
 
 
 

 
 

 

2. Anti-Diskriminierung 

 

 

 

 

a) 

Viele     zivilgesellschaftliche     Organisationen     setzen     sich          gegen 
gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit und Rassismus und für eine 
friedliche, demokratische Gesellschaft ein. Die Politik unterstützt derartige 
Arbeit bislang weitgehend über spezifische Förderprogramme mit (meist) 
vorübergehendem Modellcharakter. Finden Sie, dass demokratisches 
Engagement gegen Rassismus und Menschenfeindlichkeit eine nachhaltige
gesetzliche Grundlage erhalten sollte (bspw. in Form eines 
Demokratiefördergesetzes)? 

 
 
 
 
 
 
 
 



Türkische Gemeinde in Deutschland 

Almanya Türk Toplumu   

 

 

 

 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

b) 

Deutschland hat 2006 mit dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) 
ein spezifisches Gesetz zur Bekämpfung von Diskriminierung auf den 
Weg gebracht. Im AGG ist das Verhältnis zwischen Bürger*in und Staat 
allerdings weitestgehend ausgeklammert - obwohl Studien belegen, dass sich 
gerade dort (etwa im Bereich Schule, Polizei, Verwaltungsbehörden) 
institutionell verankerter Rassismus niederschlägt. Unterstützen Sie eine 
Erweiterung der Antidiskriminierungsgesetzgebung auf den staatlichen 
Bereich? 

 

 

 

 

 

 

 

 

c) 

 

 

d) 

 

e) 

 

Die Aufdeckung der NSU-Mordserie war insbesondere für die türkeistämmige 
Bevölkerung ein Schock. Die Lücken in der Aufklärung der Morde und bzgl. der 
Verwicklungen der einzelnen Verfassungsschutz-Behörden brachten und 
bringen institutionellen Rassismus zum Vorschein. Das Vertrauen in die 
deutschen Sicherheitsbehörden konnte bislang nicht wiederhergestellt 
werden. 

 

Unterstützen Sie die konsequente Umsetzung der Empfehlungen des NSU- 
Untersuchungsausschusses des Bundestags? 

 

Sind Sie für einen erneuten Untersuchungsausschuss im Bundestag? 
 

Sollte es Ihrer Meinung nach grundlegende Reformen im Bundesamt für 
Verfassungsschutz geben, insbesondere im Hinblick auf das Einsetzen von V- 
Leuten? 

 

 
 
 
 

 

3. Bildung & Soziales 

 

 

 

a) 

Erste  Studien  weisen  darauf  hin,  dass  Migrant*innen  und  Menschen  mit 
Migrationsgeschichte in verschiedenen Bereichen der Wohlfahrtspflege 
unterversorgt sind. Finden Sie, es ist notwendig, Maßnahmen zur 
interkulturellen Öffnung in den Bereichen Gesundheit, Altenpflege, Kinder und 
Jugend und Familie voranzutreiben? 
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b) 

Schule ist kein diskriminierungsfreier Ort. Es mangelt Schüler*innen, Eltern und 
Lehrkräften bspw. an Anlaufstellen, wenn Diskriminierungen vorkommen, oder 
für Fortbildungen. Als Anlaufstellen könnten Diversity-/ 
Gleichstellungsbeauftragte an Schulen beauftragt sowie Stadt- oder 
landesweite Beschwerdestellen etabliert werden. Sind Sie dafür, dass der Bund 
modellhaft Beschwerdestellen für Diskriminierungen  im  Bildungsbereich 
initiiert? 

 

 

 

c) 

Viele Kinder und Jugendliche wachsen von Geburt an mit mehreren Sprachen 
auf. In den formalen Bildungseinrichtungen wird diese Realität wenig 
abgebildet und Modellkonzepte werden nicht flächendeckend umgesetzt. 
Sollten Maßnahmen zur Förderung der Muttersprache bzw. der 
Mehrsprachigkeit in Kindertageseinrichtungen und Schulen Ihrer Meinung 
nach gestärkt werden? 

 

 
 
 
 
 

 

 

4. Migration & Bürgerrechte 

 

 

 

a) 

Migration  und  Integration  sind,  obwohl  sie  parteiübergreifend  als  zentrale 
gesellschaftliche Aufgabe betrachtet werden, in den Institutionen auf 
Bundesebene kaum sichtbar. Dies macht eine nachhaltige und 
gesamtgesellschaftliche Migrations- und Integrationspolitik schwierig. Sollte es 
Ihrer Meinung nach ein eigenständiges Ministerium für Migration & Partizipation 
geben? 

 

 

 

b) 

Etwa 3,5 Mio. Menschen dürfen sich in Deutschland nicht an Wahlen beteiligen, 
obwohl sie zum Teil seit Jahrzehnten in Deutschland leben und arbeiten. Ihre 
griechischen oder polnischen Nachbarn hingegen dürfen seit 1992 zumindest 
auf kommunaler Ebene mitbestimmen. Sind Sie für die Einführung des 
kommunalen Wahlrechts für sog. Drittstaatsangehörige? 

 

 

c) 

Türkische Staatsbürger*innen benötigen für die Einreise nach Deutschland – ob 
aus beruflichen Gründen, zum Familienbesuch oder für Reisen – nach wie vor 
ein mit etlichen Hürden verbundenes Visum. Sind Sie dafür, die Visavergabe für 
türkische Staatsbürgerinnen und –bürger zu liberalisieren? 
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d) 

Ein erheblicher Teil der türkeistämmigen Deutschen kam ursprünglich im Zuge 
von Anwerbeabkommen zum Arbeiten nach Deutschland. Heute ist 
Einwanderung zum Zwecke der Arbeit, der Ausbildung oder des Studiums nur 
(noch) stark eingegrenzt möglich. Sollte es Ihrer Meinung nach – wie in vielen 
anderen Ländern – ein umfassendes Einwanderungsgesetz geben? 

 

 

e) 

Unsere Gesellschaft ist vielfältig, viele Menschen vereinen in ihrer eigenen 
Identität mehrere Kulturen, Sprachen und Länder, weil bspw. sie selbst oder 
Familienangehörige nach Deutschland eingewandert sind. Befürworten  Sie, 
dass Menschen in Deutschland mehrere Staatsangehörigkeiten haben dürfen? 

 

 
 
 
 
 

 

 

5. Arbeitsmarkt 

 

 

 

a) 

Der Name (ob etwa türkisch oder deutsch klingend) hat neben anderen 
Merkmalen nachweislich Auswirkung darauf, ob Bewerber*innen für ein 
Vorstellungsgespräch eingeladen werden. Setzen Sie sich für die 
standardmäßige Einführung von anonymisierten Bewerbungsverfahren bei 
Stellenausschreibungen ein? 

 

 

 

b) 

In einem Ende Juni 2017 veröffentlichte Bericht an den Bundestag weist die 
Antidiskriminierungsstelle des Bundes auf diskriminierende Strukturen in der 
Arbeitsvermittlung insbesondere in Bezug auf Migrant*innen hin (sowohl bei 
den Jobcentern als auch den Arbeitsagenturen). Planen bzw. unterstützen Sie 
konkrete Vorhaben, um Diskriminierung bestimmter Bevölkerungsgruppen im 
Bereich der Arbeitsvermittlung entgegenzusteuern? 

 


